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gen werden so festgesetzt, daß ihre Gesamtsumme 
dem im Staatshaushalt hierfür bereitgestellten Be­
trag entspricht. 3Von dem Betrag können vorweg 
Mittel für einen Härteausgleich und für die Abgel­
tung der Belastungen der Aufgabenträger durch 
Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Kostenfreiheit 
des Schulwegs entnommen werden. 

Art. lOb·} 
(1) IDas Land �l�~�i�s�t�e�t� zu den Kosten des Bayeri­

schen Krankenhausgesetzes (BayKrG) vorweg ei­
nen Betrag von 160 Millionen DM. 2Die Gemeinden 
und Gemeindeverbände haben die Kosten des 
Bayerischen Krankenhausgesetzes, soweit sie 
nicht durch die Vorausleistung des Landes gedeckt 
werden, insgesamt zur Hälfte zu tragen (Kommu­
nalanteil). 

(2) 1 Die Landkreise oder kreisfreien Gemeinden 
haben zu den in Art. 11 Abs. 1 BayKrG genannten 
Aufwendungen, die in ihrem Gebiet entstehen und 
nicht Maßnahmen freigemeinnütziger oder priva­
ter Krankenhausträger betreffen, eine Beteiligung 
von 10 bis 20 v. H. der förderungsfähigen Kosten zu 
erbringen (örtliche Beteiligung). 2Die örtliche Be­
teiligung kann ausnahmsweise auch unter 10 v. H. 
festgesetzt werden. 

(3) 1 Ist der Staat, ein Bezirk, eine kreisangehörige 
Gemeinde oder ein kommunaler Zweckverband 
Träger eines gebietszugehörigen Krankenhauses, 
so erbringt dieser in Abweichung von Absatz 2 die 
örtliche Beteiligung. 2Bei der Berechnung des Kom­
munalanteils (Absatz 1) bleiben die Beträge, �~�i�e� der 
Staat als örtliche Beteiligung für die Förderung sei­
ner eigenen Krankenhäuser aufzubringen hat, au­
ßer Betracht. 

(4) IDer durch die örtliche Beteiligung nicht ge­
deckte Kommunalanteil ist von den Landkreisen 
und kreisfreien Gemeinden in Form einer Umlage 
aufzubringen (Krankenhausumlage). 2Die Umlage 
wird je zur Hälfte nach der Umlagekraft (Art. 21 
Abs. 3) und der Einwohnerzahl der Landkreise und 
kreisfreien Gemeinden erhoben. 3Wird die Kran­
kenhausumlage nicht rechtzeitig entrichtet, kön­
nen Zinsen in Höhe von 2 v. H. über dem Diskont­
satz der Deutschen Bundesbank erhoben werden. 

Art. 11 
(l) Der Staat gewährt den Gemeinden und Ge­

meindeverbänden Bedarfszuweisungen in Form 

*) Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (BayRS 
605-8-F) enthält in § 2 folgende Ermächtigung für die Schulden­
dienstübernahme: 

(1) 'Das Staatsministerium der Finanzen wird ermächtigt. zur 
Abfinanzierung von Krankenhausbaumaßnahmen im Sinn von 
§ 9 Abs. 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes an Stelle von 
Zuschüssen die Übernahme des Schuldendienstes für Darlehen 
zu bewilligen, die für Investitionskosten aufgenommen worden 
sind. 21m Haushaltsjahr 1982 kann der Schuldendienstfür Darle­
hen bis zu einer Gesamtsumme von 205 Millionen DM, im Haus­
haltsjahr 1983 für Darlehen bis zu einer Gesamtsumme von 
104 Millionen DM und im Haushaltsjahr 1984 für Darlehen mit 
einer Gesamtsumme von 20 Millionen DM übernommen werden. 
3Der Schuldendienst darf für eine Laufzeit von höchstens zehn 
Jahren übernommen werden. 'Art. 9 des Bayerischen Kranken­
hausgesetzes bleibt unberührt. 

(2) Die für die Übernahme des Schuldendienstes benötigten 
Mittel werden den im Staatshaushalt für die Krankenhausfinan­
zierung gemäß § 4 des Gesetzes zur wirtschaftlichen Sicherung 
der K-rankenhäuser und zur Regelung der Krankenhauspflege­
sätze veranschlagten Mitteln'entnommen. 

von Zuschüssen und rückzahlbaren Überbrük­
kungsbeihilfen nach Maßgabe der Bewilligung im 
Staatshaushalt. 

(2) IDie Mittel für die Bedarfszuweisungen sind 
dazu bestimmt, der außergewöhnlichen Lage und 
den besonderen Aufgaben von Gemeinden und Ge­
meindeverbänden im Einzelfall Rechnung zu tra­
gen. 2Bedarfszuweisungen werden auch zum Aus­
gleich von Härten gewährt, die sich bei der Vertei­
lung von Schlüsselzuweisungen oder im Zug der 
Gebietsreform ergeben. 

(3) IDie Bedarfszuweisungen werden vom Staats­
ministerium der Finanzen im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium des Innern bewilligt. 2Ein 
aus Vertretern der Gemeinden und Gemeindever­
bände gebildeter Ausschuß ist vorher gutachtlich zu 
hören. 

Art. 12 
(l) IDie Gemeinden und Landkreise erhalten aus 

den nach Art. 1 Abs. 2 bereitgestellten Mitteln pau­
schale Zuweisungen, die für die Finanzierung von 
Investitions-, Instandsetzungs-und Modernisie­
rungsmaßnahmen bestimmt sind (Investitionspau­
schalen). 2Von' der für Investitionspauschalen zur 
Verfügung stehenden Finanzmasse erhalten die 
kreisfreien Gemeinden 20 v. H., die kreisangehöri­
gen Gemeinden 45 v. H. und die Landkreise 35 v. H.; 
sie wird nach der Einwohnerzahl unter Berücksich­
'tigung der Umlagekraft verteilt. 3Umlagekraft im 
Sinn von Satz 2 ist für die kreis angehörigen Ge­
meinden die Summe der Umlagegrundlagen nach 
Art. 18 Abs. 3 Satz 2, für die kreisfreien Gemeinden 
die Summe der Umlagegrundlagen nach Art. 21 
Abs. 3 Satz 2 des laufenden Jahres. 

(2) lDie Umlagekraft wird dadurch berücksich­
t igt, daß die Einwohnerzahl 
1. bei kreisfreien Gemeinden mit einer Umlage­

kraft je Einwohner von 
a} bis unter 80 v. H. . 

des Landesdurchschnitts mit 145 v. H. 

b} 80 v. H. bis unter 88 v. H. 
des Landesdurchschnitts mit 130 v. H. 

c} 88 v. H. bis unter 96 v. H. 
des Landesdurchschnitts mit 115 v. H. 

d} 96 v. H. bis unter 104 v. H. 
des Landesdurchschnitts mit 100 v. H. 

e} 104 v. H. bis unter 112 v. H. 
des Landesdurchschnitts mit 85 v. H. 

f} 112 v. H. bis unter 120 v. H. 
des Landesdurchschnitts mit 70 v. H. 

g} 120 v. H. und mehr 
des Landesdurchschnitts mit 55 v. H. 

angesetzt wird; maßgebend ist der Landesdurch­
schnitt der kreisfreien Gemeinden, 

2. bei kreisangehörigen Gemeinden init einer Um­
lagekraft je Einwohner von 
a} bis unter 50 v. H. 

des Landesdurchschnitts mit 145 v. H. 

�~ �b�}� 50v.H.bisunter70v.H. 
des Landesdurchschnitts mit 130 v. H. 

c} 70 v. H. bis unter 90 v. H. 
des Landesdurchschnitts mit 115 v. H. 
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d) 90 v. H. bis unter 110 v. H. 
des Landesdurchschnitts mit 100 v. H. 

110 v. H. bis unter 130 v. H. 
des Landesdurchschnitts mit 85 v. H. 

e) 

f) 130 v. H. bis unter 150 v. H. 
des Landesdurchschnitts mit 70 v. H. 

g) 150 v. H. und mehr 
des Landesdurchschnitts mit 55 v. H. 

angesetzt wird; maßgebend ist der Landesdurch­
schnitt der kreisangehörigen Gemeinden. 

2Gemeinden mit einer Umlagekraft von mehr als 
200 v. H. des für sie nach Satz 1 maßgebenden Lan­
desdurchschnitts erhalten keine Investitionspau­
schale. 3Die Landkreise erhalten 35/45 der Summe 
der Investitionspauschalen ihrer kreisangehörigen 
Gemeinden. 

Art. 13 

(1) lDer Staat stellt bis auf den Anteilsbetrag für 
den staatlichen Straßenbau gemäß Art. 13d das 
Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer für den kom­
munalen Straßenbau zur Verfügung. 2Die Mittel 
dienen zum Bau oder Ausbau und zur Unterhaltung 
von Kreisstraßen und Gemeindestraßen sowie von 
Ortsdurchfahrten im Zug von Bundesstraßen, 
Staatsstraßen und Kreisstraßen, soweit die Stra­
ßenbaulast für die Ortsdurchfahrten den Gemein­
den obliegt. 3Sie dürfen auch für sonstige Maßnah­
men zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in 
den Gemeinden, insbesondere für den Bau von den 
in § 4 Abs. 2 des Personenbeförderungsgesetzes nä­
her bezeichneten Einrichtungen sowie die für den 
S-Bahn-Bereich erforderlichen Parkplätze verwen­
det werden. 4Sie dürfen ferner mit Zustimmung der 
Staatsministerien der Finanzen und des Innern für 
den Bau von Abwasseranlagen verwendet werden, 
wenn die ordnungsmäßige Klärung der Abwässer 
gesichert ist. 

(2) lDie Finanzmasse jedes Haushaltsjahres er­
rechnet sich aus dem Aufkommen an Kraftfahr­
zeugsteuer, das im Zeitraum vom 1. Oktober 
des vorvorhergehenden Kalenderjahres bis zum 
30. September des vorhergehenden Kalenderjahres 
angefallen ist. 2Sie wird nach Art. 13a bis 13e 
aufgeteilt. 

Art. 13a*) 

(1) Gemeinden, die Träger der Straßenbaulast für 
Ortsdurchfahrten im Zug von Bundesstraßen sind, 
erhalten 24,7 v. H. ihres örtlichen Aufkommens an 
Kraftfahrzeugsteuer im Bezugszeitraum. 

(2) Gemeinden der Größengruppe von Gemein­
den, die Träger der Straßenbaulast für Ortsdurch­
fahrten im Zug von Staatsstraßen sind, und Ge­
meinden, die gemäß Art. 42 Abs. 1 Satz 6 des Bayeri­
schen Straßen- und Wegegesetzes die Baulast an 
Ortsdurchfahrten von Staatsstraßen tragen, erhal­
ten, soweit sie nicht unter Absatz 1 fallen, 17,7 v. H. 
ihres örtlichen Aufkommens an Kraftfahrzeugsteu­
er im Bezugszeitraum. 

(3) lGemeinden, die am 30. Juni des vorvorher­
gehenden Kalenderjahres mehr als 5000 Einwohner 
hatten, erhalten, sofern sie nicht unter Absatz 1 
oder Absatz 2 fallen, 10,7 v. H. ihres örtlichen Auf­
kommens an Kraftfahrzeugsteuer im Bezugszeit-

raum. 2Kreisangehörige Gemeinden im Sinn von 
Satz 1 können jedoch auf die Beteiligung am örtli­
chen Aufkommen verzichten. 31n diesem Fall gilt 
Art. 13b Abs. 2. 4Der Verzicht muß spätestens vier 
Monate vor Beginn des Haushaltsjahres erklärt 
werden. 5Die Gemeinden sind auf die Dauer von 
fünf Jahren an diesen Verzicht gebunden. 

Art. 13b*) 

(1) lDie Landkreise erhalten folgende Zuweisun­
gen zum Bau oder Ausbau und zur Unterhaltung ih­
rer Kreisstraßen: 
1. für jeden ersten Kilometer je 1000 Einwohner 

3000DM, 

2. für jeden zweiten Kilometer je 1000 Einwohner 
6700DM, 

3. für jeden dritten Kilometer je 1000 Einwohner 
9200DM, 

4. für jeden vierten und weiteren Kilometer 
je 1000 Einwohner 10300 DM. 

2Maßgebend sind jeweils die Länge des Kreisstra­
ßennetzes zu Beginn des laufenden Haushaltsjah­
res und die Einwohnerzahl zum 30. Juni des vorher­
gehenden Jahres. 3Die Landkreise können aus den 
ihnen zufließenden Mitteln Zuschüsse für Straßen­
baurnaßnahmen und nach Maßgabe des Art. 13 
Abs. 1 Satz 4 Zuschüsse für den Bau von Abwasser­
anlagen von Gemeinden geben. 

(2) 1 Die kreisangehörigen Gemeinden, die nicht 
am örtlichen Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer 
beteiligt sind, erhalten nach Maßgabe der 
Bestandsverzeichnisse Zuschüsse in Höhe von 
2100 DM je (vollen) Kilometer für ihre Gemeinde­
straßen; die Zuschüsse sind in erster Linie für die 
Straßenunterhaltung bestimmt. 2Des weiteren wird 
für diese Gemeinden .eine Zuschußmasse gebildet, 
die zur Finanzierung des Baus oder Ausbaus der 
Gemeindestraßen, insbesondere der Gemeindever­
bindungsstraßen, und nach Maßgabe des Art. 13 
Abs.1 Satz 4 zur Finanzierung von Abwasseranla­
gen bestimmt ist. 30bliegt die Straßenbaulast für ei­
ne Gemeindeverbindungsstraße ausnahmsweise 
einem anderen Träger als. einer Gemeinde, so kann 
auch dieser Zuschüsse erhalten. 4Die Verteilung der 
Zuschüsse obliegt den Landratsämtern als Staats­
behörden; diese gewähren auf Antrag gezielte Zu­
schüsse für bestimmte Baurnaßnahmen. 5Zur Ver­
teilung haben die Landratsämter einen beratenden 
Ausschuß aus Bürgermeistern der kreisangehöri­
gen Gemeinden, die nicht am örtlichen Aufkommen 
an Kraftfahrzeugsteuer beteiligt sind, zu hören. 

Art. 13c*) 

(1) lVon der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Fi­
nanzmasse werden 12,5 v. H. zugunsten einer Aus­
gleichsmasse einbehalten. 2Diese Masse dient dem 
Ausgleich besonderer Belastungen und der Minde­
rung von Härten. 

(2) 1 Für sonstige Maßnahmen im Sinn des Art. 13 
Abs. 1 Satz 3 dürfen nicht mehr als 45 v. H. der Mas­
se nach Absatz 1 verwendet werden. 2Dabei können 
für den Bau oder Ausbau von auf besonderen Bahn­
körpern geführten Verkehrswegen der Eisenbah­
nen, Straßenbahnen, Hoch- und Untergrundbahnen 
und Bahnen besonderer Bauart sowie für den Bau 
oder Ausbau von Betriebshöfen, zentralen Werk-
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stätten, zentralen Omnibusbahnhöfen, verkehrs­
wichtigen Umsteigeanlagen und Kreuzungsmaß­
nahmen nichtbundeseigener Eisenbahnen nach 
dem Eisenbahnkreuzungsgesetz auch nichtkom­
munale Träger Zuwendungen erhalten, soweit sol­
che Maßnahmen dem öffentlichen Personennah­
verkehr dienen und zur Verbesserung der Ver­
kehrsverhältnisse einer Gemeinde dringend erfor­
derlich sind. 

Art.13d 

Der Anteilsbetrag für den staatlichen Straßenbau 
beträgt 35 v. H. der Finanzmasse nach Art. 13 Abs. 2. 

Art. 13e*) 

Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Finanz­
masse können bis zu 20 v. H. vorweg zusätzlich für 
den Bau von Abwasseranlagen verwendet werden. 

*) Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 
23. Dezember 1987 (GVBI S . 502) enthält in § 2 folgende Bestim­
mung : 

(1) 11m Jahr 1988 wird die Finanzmasse 

1. für Leistungen nach Art. 13a und 13b FAG auf 451 206 200 DM, 

2. für die Ausgleichsrnasse nach Art. 13c FAG auf 153 547 600 DM 

begrenzt. 2Der hierdurch und durch den Anteilsbetrag für den 
staatlichen Straßenbau (Art. 13d FAG) nicht in Anspruch ge­
nommene Teil der Finanzmasse nach Art. 13 Abs. 2 Satz 1 FAG 
wird für den Bau von Abwasseranlagen (Art. 13e FAG) verwen­
det. 

(2) Abweichend von Art. 13a FAG beträgt die Beteiligung am 
örtlichen Aufkommen der Kraftfahrzeugsteuer in den Fällen 

1. des Art. 13aAbs.1 FAG 21,45v. H., 

2. des Art. 13aAbs. 2 FAG 15,37v. H., 

3. desArt.13aAbs.3 FAG 9,29v. H .. 

(3) § 2 des Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgeset­
zes vom 30. Juli 1987 (GVBI S . 218)wird aufgehoben. 

Art. 14 

Die Kostenanteile, die nach § 13 des Eisenbahn­
kreuzungsgesetzes in der jeweils geltenden Fas­
sung dem Land bei Kreuzungen mit Kreis- und Ge­
meindestraßen entstehen, werden dem Aufkom­
men an Kraftfahrzeugsteuer entnommen; der Ko­
stenanteil ist grundsätzlich den jeweils nach 
Art. 13a, 13b Abs. 1 oder Art. 13b Abs. 2 Sätze 2 bis 5 
zur Verfügung gestellten Mitteln zu entnehmen; im 
Härtefall werden Zuschüsse aus Art. 13c gewährt. 

Art. 15 

1 Der Staat gewährt den Bezirken einen Ausgleich 
zu den Belastungen, die ihnen als überörtlichen 
Trägern der Sozialhilfe und der Kriegsopferfürsor­
ge sowie nach dem Unterbringungsgesetz erwach­
sen. 2Bei der Berechnung des Ausgleichs jedes Be­
zirks wird von dessen Ausgaben unter Abzug der 
damit zusammenhängenden Einnahmen im Ver­
hältnis Z\l der Steuerkraft der im Bezirk gelegenen 
Gemeinden und gemeindefreien Gebiete zuzüglich 
45 v. H. der Gemeindeschlüsselzuweisungen ausge­
gangen. 3Ersetzt werden die nach Satz 2 ermittelten 
Belastungen, soweit sie über dem Landesdurch­
schnitt liegen, in voller Höhe, soweit sie unter dem 
Landesdurchschnitt liegen, im Rahmen der Bewilli­
gung im Staatshaushalt zuzüglich der gemäß Art. 1 
Abs. 2 bereitgestellten Verstärkungsmittel. 

Art. 16 und 17 

(aufgehoben) 

Art. 18 

(1) Die Landkreise legen ihren durch die sonsti­
gen Einnahmen nicht gedeckten Bedarf auf die 
kreisangehörigen Gemeinden um (Kreisumlage). 

(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Geneh­
migung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlage soll 
das des vorausgegangenen Haushaltsjahres um 
mehr als 20 v. H. übersteigt. 

(3) lDie Kreisumlage wird in Vomhundertsätzen 
der Umlagegrundlagen bemessen. 2Umlagegrund­
lagen für die Kreisumlage sind die für die kreisan­
gehörigen Gemeinden geltenden Steuerkraftzahlen 
(Art. 4) sowie 80 v. H. der Schlüsselzuweisungen der 
kreisangehörigen Gemeinden des vorangegange­
nen Haushaltsjahres. 3Werden die Vomhundertsät­
ze, die der Landkreis von den Steuerkraftzahlen der 
einzelnen Steuern als Kreisumlage erhebt (Umla­
gesätze), verschieden festgesetzt, so darf der höch­
ste Umlage satz den niedrigsten um nicht mehr als 
ein Drittel übersteigen; bei stärkerer Abweichung 
bedarf der Umlage beschluß der Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde. 4Der Umlagesatz, der 
von den Schlüsselzuweisungen erhoben wird, darf 
nicht höher sein als der niedrigste Umlagesatz der 
Steuerkraftzahlen. 

Art. 19 

(1) lDie Kreisumlage wird für jedes Haushalts­
jahr neu festgesetzt. 2Sie wird mit einem Zwölfte 1 
ihres Jahresbetrags am 25. eines jeden Monats fäl­
lig. 3Werden die Kreisumlagen nicht rechtzeitig 
entrichtet, so können von den säumigen Gemeinden 
Zinsen in Höhe von einhalb vom Hundert für jeden 
vollen Monat erhoben werden. 

(2) 1 Die Umlagesätze können im Lauf eines Haus­
haltsjahres einmal geändert werden. 2Sofern dabei 
die Umlagesätze erhöht werden, muß' die Erhöhung 
vor dem 1. Juni beschlossen sein; das gilt auch für 
die erstmalige Festsetzung von gegenüber dem 
Vorjahr höheren Umlagesätzen. 3Die Anderung der 

, Umlagesätze muß den kreisangehörigen .. Gemein­
den unverzüglich mitgeteilt werden. 4Die Anderung 
der Umlage sätze wirkt auf den Beginn des Haus­
haltsjahres zurück. 

(3) lIst die Kreisumlage bei Beginn des Haus­
haltsjahres noch nicht festgesetzt, so können die 
Landkreise bis zur Festsetzung vorläufige monat­
liche Teilbeträge in Höhe der im abgelaufenen 
Haushaltsjahr zuletzt erhobenen monatlichen Teil­
beträge erheben. 2Nach Festsetzung der Kreisum­
lage für das laufende Haushaltsjahr ist über diese 
vorläufigen Zahlungen zum nächsten Fälligkeits­
zeitpunkt (Absatz 1 Satz 2) abzurechnen. 

Art. 20 

Für einzelne kreisangehörige Gemeinden kön­
nen je nach Teilnahme an den Vorteilen einer Ein­
richtung des Landkreises die Vomhundertsätze 
nach Art. 18 Abs. 3 mit Genehmigung der Aufsichts­
behörde erhöht werden. 
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Art. 21 

(1) Die Bezirke legen ihren durch die sonstigen 
Einnahmen nicht gedeckten Bedarf auf die kreis­
freien Gemeinden und Landkreise um (Bezirksum­
lage). 

(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Geneh­
migung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlage soll 
das des vorausgegangenen Haushaltsjahres um 
mehr als 20 v. H. übersteigt. 

(3) 1Die Bezirksumlage wird in Vomhundertsät­
zen der Umlagegrundlagen bemessen. 2Umlage­
grundlagen für die Bezirksumlage sind die für die 
Gemeinden und gemeindefreien Gebiete geltenden 
Steuerkraftzahlen (Art.4) sowie 80 v. H. der Ge­
meindeschlüsselzuweisungen des vorangegange­
nenHaushaltsjahres. 3Werden die Vomhundertsät­
ze, die der Bezirk von den Steuerkraftzahlen der 
einzelnen Steuern als Bezirksumlage erhebt 
(Umlagesätze), verschieden festgesetzt, so darf der 
höchste Umlagesatz den niedrigsten um nicht mehr 
als ein Drittel übersteigen. 4Bei stärkerer Abwei­
chung bedarf der Umlagebeschluß der Genehmi­
gung durch die Aufsichtsbehörde. 5Der Umlagesatz, 
der von den Schlüsselzuweisungen erhoben wird, 
darf nicht höher sein als der niedrigste Umlagesatz 
der Steuerkraftzahlen. 

Art. 22 

(1) 1Die Bezirksumlage wird für jedes Haushalts­
jahr neu festgesetzt. 2Sie wird mit einem Zwölfte I 
ihres Jahresbetrags bei den kreisfreien Gemeinden 
am 25., bei den Landkreisen am Letzten eines jeden 
Monats fällig. 3Werden die Bezirksumlagen nicht 
rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen 
kreisfreien Gemeinden und Landkreisen Zinsen in 
Höhe von einhalb vom Hundert für jeden vollen 
Monat erhoben werden. 

(2) 1 Die Umlagesätze können im Lauf eines Haus­
haltsjahres einmal geändert werden. 2Sofern dabei 
die Umlagesätze erhöht werden, muß die Erhöhung 
vor dem 1. Mai beschlossen sein; das gilt auch für 
die erstmalige Festsetzung von gegenüber dem 
Vorjahr höheren Umlagesätzen. 3Die Anderung der 
Umlagesätze muß den kreisfreien Gemeinden und 
Landkreisen unverzüglich mitgeteilt werden. 4Die 
Änderung der Umlagesätze wirkt auf den Beginn 
des Haushaltsjahres zurück. 

(3) lIst die Bezirksumlage bei Beginn des Haus­
haltsjahres noch nicht festgesetzt, so können die 
Bezirke bis zur Festsetzung vorläufige monatliche 
Teilbeträge in Höhe der im abgelaufenen Haus­
haltsjahr zuletzt erhobenen monatlichen Teilbeträ­
ge erheben. 2Nach Festsetzung der Bezirksumlage 
für das laufende Haushaltsjahr ist über diese vor­
läufigen Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeit­
.punkt (Absatz 1 Satz 2) abzurechnen. 

Art. 23 

(1) 1Dieses Gesetz ist dringlich. 2Es tritt mit Wir­
kung vom 1. April 1948 in Kraft.*) 

(2) 1 Die Staatsministerien der Finanzen und des 
Innern werden ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung näher zu regeln, 

1. welche Einwohnerzahlen für die Leistungen 
nach Art. 2,3,5,7, 7a, 9, lOb, 12 und 13b jeweils 
maßgebend sind, 

2. wie die Sozialhilfebelastung (Art. 3 Abs. 1 Nr.3 
und Art. 5 Abs. 2 Nr. 2) ermittelt wird, 

3. wie die Grundbeträge nach Art. 4 ermittelt wer-
den, . 

4. wie die Grunderwerbsteuer (Art. 8) aufgeteilt 
wird, wenn sich ein einheitlicher Erwerbsvor­
gang auf das Gebiet von mehreren Gemeinden 
oder von Gemeinden und gemeindefreien Gebie­
ten erstreckt und bis zu welchem Grundstücks­
wert in solchen Fällen eine Aufteilung unter­
bleibt, 

5. wie die pauschalen Zuweisungen nach Art. 10a 
berechnet und die Belastungen durch Art. 3 
Abs. 2 des Gesetzes über die Kostenfreiheit des 
Schulwegs abgegolten werden, 

, 6. wie die örtliche Beteiligung (Art. lOb Abs. 2) be­
messen und die Krankenhausumlage (Art. lOb 
Abs. 4) erhoben und abgerechnet sowie die Ver­
teilung der Fördermittel nach dem Bayerischen 
Krankenhausgesetz finanziell abgewickelt wer­
den, 

7. für welche mit dem Straßenbau zusammenhän­
genden Aufwendungen die Zuweisungen nach 
Art. 13a, 13b und 13c noch verwendet werden 
dürfen und wie der beratende Ausschuß nach 
Art. 13b Abs. 2 Satz 5 gebildet wird, 

8. welche Belastungen nach Art. 15 ausgleichsfä­
hig sind und wie die Ausgleichsleistungen er­
mittelt werden, 

9. nach welchem Verfahren die Umlagen nach 
Art. 18 bis 21 erhoben werden und welchen In­
halt die Umlagebescheide aufweisen müssen, 

10. wann die Leistungen nach Art. 2,3,5,7, 7a, 8, 9, 
lOa, 12, 13a, 13b Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 und 
Art. 15 auszuzahlen sind und wann die Kranken­
hausumlage nach Art. lOb Abs. 4 fällig ist, 

11. welche Staatsbehörden für die Festsetzung von 
Leistungen nach Art. 2, 3, 5, 7, 7a, 8, 9, 10a, 12, 13a, 
13b Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 und Art. 15 sowie für 
die Festsetzung der Umlage grundlagen (Art. 18 
Abs. 3 und Art. 21 Abs. 3) und der Kommunalan­
teile gemäß Art. lOb Abs. 2 und 4 zuständig sind. 

2Die Rechtsverordnung nach Satz 1 Nr. 5 ergeht im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus; die Rechtsverordnungen nach 
Absatz 1 Nrn.6 und 8 ergehen im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium für Arbeit und Sozial­
ordnung. 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in seiner ursprüng­
lichen Fassung vom 10. August 1948 (GVBI S. 138). Der Zeitpunkt des In­
l<rafttretens der späteren Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen 
Anderungsgesetzen. 
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2030-3-5-2-F 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über beamten-, richter-, besoldungs-, reisekosten- und 
sozialversicherungsrechtliche Zuständigkeiten 

im Geschäftsbereich des 
Bayerischen Staats ministeriums der Finanzen . 

Vom 29. Januar 1988 

Auf Grund von Art. 12 Abs. 1 Satz 2 des Bayeri­
schen Besoldungsgesetzes und § 7 Satz 2 der Jubi­
läumszuwendungsverordnung erläßt das Bayeri­
sche Staatsministerium der Finanzen folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

Dem § 8 der Verordnung über beamten-, richter-, 
besoldungs-, reisekosten- und sozialversicherungs­
rechtliche Zuständigkeiten im Geschäftsbereich 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen 
(ZustV-FM) vom 1. Juli 1983 (GVBl S. 548, BayRS 
2030-3-5-2-F), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 20. Januar 1987 (GVBl S. 24), wird folgender Ab­
satz 6 angefügt: 

,,(6) lDie nach Absatz 1 der Oberfinanzdirektion 
München zustehenden Befugnisse werden auf die 
Bezirksfinanzdirektionen München, Landshut und 
Augsburg und die der Oberfinanzdirektion Nürn­
berg zustehenden Befugnisse auf die Bezirksfi­
nanzdirektionen Ansbach, Regensburg und Würz­
burg von dem Tag an übertragen, den die Bezirksfi­
nanzdirektionen den Zahlungsempfängern als Tag 
des Übergangs der Zuständigkeit schriftlich mittei­
len. 2Örtlich zuständig ist die Bezirksfinanzdirek­
tion, in deren Bereich die Dienststelle des Beamten 
oder Richters ihren Sitz hat; für eine Übergangszeit 
bis zum 31. Dezember 1988 können der Bezirksfi­
nanzdirektion München auch die Aufgaben der Be­
zirksfinanzdirektionen Augsburg und Landshut 
übertragen werden." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1988 in Kraft. 

München, den 29. Januar 1988 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Dr. h. c. Max S t r ei b I, Staatsminister 
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300-3-1-J 

Verordnung 
zur Änderung der 

Gerichtlichen Zuständigkeitsverordnung Justiz 

Vom 18. Februar 1988 

Auf Grund von § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung 
sowie § 71 Abs. 3 der Konkursordnung in Verbin­
dung mit § 1 Abs. 1 Nrn. 13 und 28 der Zuständig­
keitsübertragungsverordnung Justiz vom 17. Fe­
bruar 1987 (GVBI S. 33), zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 12. Januar 1988 (GVBl S.l), erläßt das 
Bayerische Staatsministerium der Justiz folgende 
Verordnung: 

§1 
§ 29 Nr. 2 der Verordnung über gerichtliche Zu­

ständigkeiten im Bereich des Staatsministeriums 
der Justiz (Gerichtliche Zuständigkeitsverordnung 
Justiz - GZVJu) vom 2. Februar 1988 (GVBI S.6) 
wird wie folgt geändert: 
1. Es wird folgender neuer Buchstabe beingefügt: 

"b) im Landgerichtsbezirk Augsburg 

für die Amtsgerichtsbezirke Dillingen a. d. 
Donau und Nördlingen 

das Amtsgericht Nördlingen," . 

2. Die bisherigen Buchstaben b bis g werden Buch­
staben c bis h. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1988 in Kraft. 

München, den 18. Februar 1988 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Dr. M. Berghofer-Weichner 
Staatsministerin 
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230-1-28-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung des Regionalplans 

der Region Regensburg (11) 

Vom 4. Februar 1988 

Auf Grund des Art. 18 Abs. 2 Satz 1 des Bayeri-
schen Landesplanungsgesetzes BayLplG 
(Bay RS 230-1-U) hat das Bayerische Staatsministe­
rium für Landesentwicklung und Umweltfragen im 
Einvernehmen mit den übrigen Staatsministerien 
den Regionalplan der Region Regensburg (11) für 
verbindlich erklärt. Der räumliche Geltungsbereich 
des Regionalplans umfaßt die gesamte Region Re­
gensburg (Verordnung über das Landesentwick­
lungsprogramm Bayern - LEP - vom 3. Mai 1984, 
GVBlS. 121, ber. S. 337, BayRS 230-1-5-U - Anlage 
zu § 1, Teil A II 7, Anhang 5). 

Der Regionalplan ist bei der kreisfreien Stadt Re­
gens burg sowie bei den Landratsämtern Cham, 
Kelheim, Neumarkt i. d. OPf. und Regensburg zur 
Einsichtnahme für jedermann ab 1. März 1988 aus­
gelegt. Die Auslegungszeiten richten sich nach den 
jeweils festgelegten Zeiten für den Parteiverkehr. 

Der Regionalplan tritt am 1. März 1988 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt der Teilabschnitt "Bestimmung 
der zentralen Orte der untersten Stufe (Kleinzen­
tren)" des Regionalplans der Region Regensburg 
(Bekanntmachung über die Verbindlicherklärung 
vom 14. Juli 1982, GVBl S. 586, BayRS 230-1-28-U) 
außer Kraft. 

München, den 4. Februar 1988 

Bayerisches Staatsministerium . 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Alfred D i c k , Staatsminister 
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